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am 4. November 2025 

Bericht des Vorstands zu Tagesordnungspunkt 7 über die Ermächtigung zur Ausgabe 

von Aktienoptionen und die Schaffung des Bedingten Kapitals 2025/II und die 

entsprechenden Satzungsänderungen

Der Vorstand hat zu Tagesordnungspunkt 7 (Ermächtigung zur Ausgabe von Aktienoptionen) 

einen schriftlichen Bericht erstattet. 

Der Bericht ist vom Tage der Einberufung der Hauptversammlung an und auch während der 

gesamten Hauptversammlung unter 

https://libero-football-finance.com/de/investors/ 

zugänglich. Auf Verlangen wird dieser Bericht jedem Aktionär unverzüglich und kostenlos 

übersandt.  

Der Bericht wird wie folgt bekannt gemacht: 

Der wirtschaftliche Erfolg der Gesellschaft beruht maßgeblich auf deren Fähigkeit, qualifizierte 

Mitarbeiter zu gewinnen und zu halten. Dies gilt in besonderem Maße für hoch qualifizierte 

Führungskräfte und Mitarbeiter, um die über die nationalen Grenzen hinweg und zum Teil 

branchenübergreifend mit attraktiven Vergütungssystemen geworben wird. Die Beteiligung von 

Vorstandsmitgliedern sowie von wichtigen Mitarbeitern am Kapital des Unternehmens und damit 

deren Teilhabe am wirtschaftlichen Risiko und Erfolg sind fester Bestandteil international 

üblicher Vergütungssysteme. Auch in Deutschland ist die Ausgabe von Aktienoptionen seit 

Jahren möglich und weit verbreitet. Die Ausgabe von Aktienoptionen soll nicht nur einen Anreiz 

für die Bezugsberechtigten schaffen und die Unternehmensstrategie auch im Interesse der 

Aktionäre verstärkt auf eine langfristige Wertsteigerung des Unternehmens ausrichten, sondern 

auch das Vertrauen der Finanzmärkte in eine entsprechende Motivation der 

Unternehmensführung stärken, um weiteren Anreiz zu bieten, in Aktien der Gesellschaft zu 

investieren. Vor diesem Hintergrund soll auch bei der Gesellschaft die Möglichkeit geschaffen 

werden, Aktienoptionen an Mitarbeiter und Führungskräfte auszugeben.  

Aktienoptionen können gemäß der vorgesehenen Ermächtigung ausschließlich an das 

gegenwärtige Mitglied sowie zukünftige Mitglieder des Vorstands der Gesellschaft (Gruppe 1), an 

gegenwärtige und zukünftige Mitglieder der Geschäftsführung von Tochtergesellschaften 



(Gruppe 2) sowie an gegenwärtige und zukünftige Mitarbeiter der Gesellschaft und ihrer 

Tochtergesellschaften (Gruppe 3) ausgegeben werden.  

Im Rahmen dieser Vorgabe werden die einzelnen Bezugsberechtigten sowie der Umfang der 

ihnen jeweils zum Bezug anzubietenden Aktienoptionen durch den Vorstand der Gesellschaft in 

Abstimmung mit den für die Vergütung der Bezugsberechtigten jeweils zuständigen Organen 

festgelegt, sofern von der Ermächtigung zur Ausgabe von Aktienoptionen Gebrauch gemacht 

wird. Soweit Mitglieder des Vorstands der Gesellschaft Aktienoptionen erhalten sollen, obliegt 

diese Festlegung und die Ausgabe der Aktienoptionen dem Aufsichtsrat der Gesellschaft. 

Jede Aktienoption, die auf Grundlage der Hauptversammlungsermächtigung ausgegeben wird, 

gewährt das Recht zum Bezug einer Aktie der Gesellschaft. Die neuen Aktien nehmen vom Beginn 

des Geschäftsjahres am Gewinn teil, in dem sie im Rahmen der Ausübung der Option ausgegeben 

werden. Der Beschlussvorschlag sieht allerdings keine Beschränkung auf neue, durch 

Kapitalerhöhung aus bedingtem oder genehmigtem Kapital geschaffene Aktien vor, sondern 

gestattet es, den Berechtigten bei Ausübung des Bezugsrechts unter Umständen auch eigene 

Aktien oder einen Barausgleich zur Verfügung zu stellen. Insgesamt können höchstens 4.000.000 

Aktienoptionen ausgegeben werden. Die Ermächtigung zur Ausgabe der Aktienoptionen ist bis 

zum 3. November 2030 begrenzt. 

Der Anreiz für die Bezugsberechtigten bestimmt sich ganz maßgeblich nach dem Preis, der von 

ihnen bei Ausübung der Aktienoption zu zahlen ist. Der Beschlussvorschlag sieht einen 

Ausübungspreis vor, der dem Durchschnittskurs der Aktie der Gesellschaft an den letzten fünf 

Börsenhandelstagen vor Gewährung der Bezugsrechte entspricht („Bezugspreis“). Zusätzliche 

Voraussetzung für die Ausübung der Bezugsrechte ist das Erreichen des Erfolgsziels, das darin 

besteht, dass der Durchschnittskurs der Aktie der Gesellschaft an den letzten fünf Handelstagen 

vor dem Tag der Ausübung des Bezugsrechts aus den Aktienoptionen um wenigstens 20 % im 

Vergleich zum Bezugspreis gestiegen sein muss. Der Durchschnittskurs ist jeweils zu berechnen 

als ungewichtetes arithmetisches Mittel der Schlussauktionskurse an den betreffenden 

Börsenhandelstagen. Findet keine Schlussauktion statt, tritt an die Stelle des 

Schlussauktionskurses der Kurs, der in der letzten börsentäglichen Auktion ermittelt wird, und 

bei Fehlen einer Auktion der letzte börsentäglich ermittelte Kurs. Entscheidend ist jeweils der 

elektronische Handel oder Präsenzhandel derjenigen Börse, an dem der größte Umsatz in Aktien 

der Gesellschaft erzielt wurde. 

Die Aktienoptionen können grundsätzlich nur zu bestimmten Ausgabezeiten ausgegeben werden, 

um insbesondere dem Risiko vorzubeugen, dass Insiderwissen ausgenutzt wird. Die Möglichkeit, 

durch die Ausgabe von Aktienoptionen ein attraktives Vergütungssystem anbieten zu können, ist 

für eine erfolgreiche Suche nach weiteren hoch qualifizierten Mitarbeitern sowie – soweit dies in 

der Zukunft erforderlich werden sollte – Vorstandsmitgliedern für die Gesellschaft und dem 

Halten der derzeitigen Mitarbeiter äußerst förderlich. Um den Bezugsberechtigten einen 

längerfristigen Anreiz zu geben, den Unternehmenswert im Interesse aller Aktionäre zu steigern, 

sieht die Ermächtigung eine Wartefrist von vier Jahren für die Ausübung des Bezugsrechts vor. Die 

Ausübbarkeit der Aktienoptionen nur außerhalb bestimmter Ausübungssperrfristen und nur bei 

Vorliegen aller weiteren Ausübungsvoraussetzungen bleibt von dem Ablauf der Wartefrist 

unberührt. Für die Bezugsberechtigten ist vorgesehen, dass Aktienoptionen zwei Jahre nach dem 

Ausgabetag unverfallbar werden (vesting period). Das Recht zur Ausübung der Bezugsrechte 



(Laufzeit) endet nach Ablauf von zehn Jahren nach dem Ausgabetag, sofern nicht eine kürzere 

Laufzeit festgelegt wird. Sofern Aktienoptionen bis zum Ende ihrer Laufzeit nicht ausgeübt werden 

oder ausgeübt werden können, verfallen sie am Ende der Laufzeit ohne weiteres und 

entschädigungslos. Für den Fall eines Change of Controls, also eines Wechsels des 

Mehrheitsaktionärs, können Abweichungen von den vorstehenden Einschränkungen vorgesehen 

werden. 

Der Beschlussentwurf schließt des Weiteren die Übertragbarkeit der den Bezugsberechtigten 

gewährten Aktienoptionen grundsätzlich aus. Hierdurch sollen die mit dem 

Aktienoptionsprogramm verfolgten persönlichen Anreizwirkungen sichergestellt werden. 

Schließlich bestimmt der Beschlussvorschlag, dass der Aufsichtsrat ermächtigt wird, die 

weiteren Einzelheiten für die Gewährung der Aktienoptionen und die weiteren 

Ausübungsbedingungen festzulegen, soweit die Mitglieder des Vorstands der Gesellschaft 

betroffen sind. Im Übrigen ist der Vorstand der Gesellschaft für die Festlegung dieser Einzelheiten 

zuständig, der, soweit gesetzlich erforderlich, im Einvernehmen mit den Organen der 

Konzerngesellschaften entscheidet, die für die Vergütung der Bezugsberechtigten zuständig sind. 

Hierzu zählen insbesondere die Festlegung der Optionsbedingungen, die Auswahl einzelner 

Bezugsberechtigter aus der jeweiligen Gruppe der Bezugsberechtigten, die Gewährung von 

Aktienoptionen an einzelne Bezugsberechtigte, die Bestimmung der Durchführung und des 

Verfahrens der Gewährung und Ausübung der Aktienoptionen und der Ausgabe von Aktien sowie 

von Regelungen über die Behandlung von Aktienoptionen in Sonderfällen, insbesondere für den 

Fall des Vorliegens eines Kontrollwechsels (Change of Control) bei der Gesellschaft. 

Zur Erfüllung der Ansprüche der Bezugsberechtigten auf den Bezug von Aktien dient in erster Linie 

ein neu zu schaffendes bedingtes Kapital in Höhe von bis zu EUR 4.000.000,00. Um die Flexibilität 

bei Ausübung der Bezugsrechte zu erhöhen, sieht der Beschlussvorschlag vor, dass Ansprüche 

der Berechtigten auch durch Aktien aus bereits beschlossenem oder künftig zu beschließendem 

bedingtem oder genehmigtem Kapital, eigene Aktien und/oder durch Barausgleich erfüllt werden 

können. 

Frankfurt am Main im September 2025 

LIBERO football finance AG 

Der Vorstand 
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